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Vermessungstechnik und Verwaltung (
Hans Tillmann \>r'

' ..\'' 4 ,''
AIs vor Jahren die Bahn quer durdr den Vogelsberg gebaut wurde, kamen, so
eruählt Robert Mösinger in der ,,Frankfurter Rundschau", mit den Arbeitern
und Ingenieuren audr die Geometer, die das Gelände vermessen mußten. Eine
sdrwierige Arbeit, zumal die vogelsberger Did<s&ädel um jedes Acfterdren und
um jede magere §7iese feilsdrten, als gelte es die ewige seligkeit. rwar man dann
glüddich so weit, daß das Gelände seinen Besitzer gewedrselt hatte, dann wurde
die Bahnlinie sorgfältig mit stangen abgestecftt. So arbeiteten die Geometer mit
ihren Helfern audr in einem Dorf unweit Gedern. Fein säuberlidr wurde der
künftige \trreg der Bahn mit Stangen markiert, alle zehn Meter stand ein pfahl.
Aber als der samstag kam, konnte die Arbeit nidrt ganz zu Ende geführt werden.
Die Geometer fuhren nadr Hause zu Muttern, nidrt ohne dem Bürgermeister
vorher ans Herz gelegt zu haben, über Sonntag ja auf die Stangen zu adrten, daß
sie nidrt gestohlen würden. Als am Montag die Männer von der Eisenbahn zurück-
kamen, trauten sie ihren Augen nid1t. Alle Stangen waren herausgerissen und
spurlos verschwunden. Man sudrte den Bürgermeister, der friedlidr mit seinen
Odrsen ein Kartoffeläckerdten ad<erte. \üo die Stangen denn geblieben seien,
wollten die Geometer wissen. ,,Ei, die liehe aIIe im Spritzehaus, hunnertsiwweun-
adrtzig, kaa mehr und kaa weniger; ei idr hunn se selbst mit der Feuerwehr haam-
geschafft,daß se net gestohle werre . . .!"
Spradr's und zog mit einem kräftigen Hühott an den Odrsen Furdre um Furdre.
Die Männer von Lot und Meßlatte aber setzten sidr an den Straßenrand und
weinten.

von Hans Tillmann, illustriert von E. Liesegang. Vulkan-Verlag
mit freundlidrer Genehmigung des Verlags.

Aus ,Da ladrt der Baumensdr"
Dr. \f. Classen, Essen. Abdruck
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Das Geset z iber Unschadlichkeitszeugnisse
vom 4. Juli 1961 (Nieders. CVBI. S. 159)

Von Regierungsveffnessungsrat Dr.-lng. R o e s I e r, Katasteramt Hildesheim

Der Nieders. Landtag hat in der Sitzung vom. 8. Juni 1961 das Gesetz über
Unsdrädlichkeitszeugnisse verabschiedet, das nunmehr am 1. Oktober 1961 in
Kraft getreten ist. Für unsere Verwaltung ist das widrtigste Ergebnis der § 5.

Er benennt das Katasteramt neben dem Kulturamt als zuständige Behörde für
die Ausstellung der Unschädli&keitszeugnisse. Damit ist den Katasterämtern ein
neues Aufgabengebiet zugewiesen worden, dessen Bearbeitung im eigenen Interesse
der Verwaltung liegt. Das Unschädlidrkeitszeugnis erleidrtert den Eigentums-
übergang an Kleinstflurstücken.und trägt auf diesem §7ege zu einer Bereinigung
der öffentlidren Büdrer und Karten bei.

Sachliü liegt folgender Tatbestand vor: \(enn von einem Grundstück, das mit
einer Hypothek oder anderen Redrten belastet ist, ein Teilstüd< veräußert werden
soll, so müssen entweder die auf dem Stammgrundstüd< ruhenden Lasten auf den
zu veräußernden Teil mit übertragen werden oder, wenn das nidrt gesdrehen soll,
dann müssen die Beredrtigten den abzusdrreibenden Teil aus der Pfandhaft ent-
lassen und hierfür vor einem Notar ihre Zustimmung geben. Die mit der Pfand-
entlassung verbundenen Aufwendungen stehen aber in keinem Verhältnis zum
\tr7ert des Trennstücks, wenn dieses nur einen geringfü§igen Teil des Gesamt-
grundstüd<s ausmadrt. Für diesen Fall ersetzt das Unsdrädlidrkeitszeugnis dig
Bewilligung der Berechtigten und ermöglidrt die pfandfreie Absdrreibung durc{r

:

einen Verwaltungsakt.

Scllon bei den Auseinandersetzungsverfahren durcJr die Spezial- und General-
kommissionen bediente man sich der behördlidren Unschädlidrkeitserklärung.
Die zu diesem Zweck ergangenen Gesetze bildeten audr später die Grundlage
für die Erteilung von Unsdrädlichkeitszeugnissen durch die Kulturämter böi
Flurbereinigungs- und Siedlungsverfahren, bei Grenzausgleidren, Straßenverbrei-
terungen usw. Dese zum Teil bis zum 1. Oktober 1961 gültigen Gesetze waren
aber zu schwerfällig und umständlich. Vom Unschädliclkeitszeugnis wurde darum
nidrt in dem Umfang Gebraudr gemadrt, wie es bei der Grundstückszersplitterung
zu erwarten gewesen wäre. Dieser Umstand hat dazu beigetragen, daß unüber-
sidrtlidre Eigentums- und Besitzverhältnisse weiterbestanden, die nidrt nur Un-
übersidrtlichkeit bei den öffentlidren Büdrern und Karteri hervorgerufen, sondern
audr bedenklidre Redrtsfolgen für die Beteiligten selbst nadr sich gezogen haben.
Vielfadr sind äie Crundstüclsverträge vor langer Teit geschlossen, die Kaufpreise
bezahlt und die Auflassungssdrriften erteilt worden. Aber eine grundbudrlidre
Regelung ist unterblieben. Es wird nun Aufgabe des neuen Gesetzes sein, dieser
Unsidrerheit entgegenzuwirken und die Zahl der Splitterflurstüd<e zu reduzieren.
Derartig kleine Splitterflurstticke entstehen vielfadr bei der Verlegung, Verbreite-
rung und Neuanlegung von Straßen, §/egen, Bahnen, Vasserläufen und bei
Grenzbegradigungen. De Erfahrung lehrt, daß gerade in diesen Fällen drs Grund-
budr häufig nidrt mit dem örtlidren Besitzstand übereinstimmt.

Neben der Aufgabe, die Schwerfälligkeit früherer Gesetze zu überwinden, räumt
das Gesetz über Unschädlidrkeitszeugnisse mit einer Redrtszersplitterung auf, die
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sidr besonders in Niedersachsen ausgewirkt hat. Die im Land Niedersadrsen
aufgegangenen früheren Länder Preußen (tlw.), Braunsdrweig, Oldenburg und
Sdraumburg-Uppe erteilten Uns&edlidrkeitszeugnisse nadr eigenea Gesetzen und
Vorsdrriften. Dese Möglichkeit räumte ihnen der Artikel 12O des Einführungs-
gesetzes zum BGB ein, dessen sidr die genannten Läqder in versdriedener §üreise
bedienten. Die ehemals nid,tpreußisdren Länder innerhalb des Landesgebiets
Niedersachsen hatten nadr Inkrafttreten'des BGB neue Vorsdrriften über die
Erteilung von unsdrädlid'rkeitszeugnissen erlassen. Dagegen hatte Preußen damals
bereits bestehende ältere Vorsdrriften im wesentlidren beibehalten. Diese preußi-
sdren Bestimmungen waren in versdriedenen Gesetzen enthalten, die zum Teil
auf die Mitte des vorigen Jahrhunderts zurüd<gingen. Außerdem wid.ren die in
den einzelnen Landesteilen Niedersadrsens geltenden Vorsdrriften erheblidr von-
einander ab. Dabei war die preußisdre Regelung besonders sdrwerfallig. Sie kannte
das Surrogationsprinzip, nadr weldrenn das Kaufgeld oder das eingetausdrte
Grundstüd< an Stelle des veräußerten Trennstüd<s in die Haftung für die Be-
rechtigten eintrat. Nadr einem besonderen Verwendungsverfahren mußte die
Verwendung des Surrogats, also des Ersatzes, geregelt werden. In den ehe-
mals nidrtpreußisdren Landesteilen konnte bei jeder Veräußerung eines
Grundstticksteils ein Unsdrädlidrkeitszeugnis erteilt werden. Das preußisdre
Reclt traf dagegen für jede Art der Redrtsänderung besondere Bestimmungen.
Man hatte also beim Verkauf anders zu verfahren als beim Tausdr und hier
wieder anders als bei der unentgeltlidren Abgabe. In den ehemals preußisdren,
braunsdrweigisdren und oldenburgisdren Landesteilen konnte sidr das unsdräd-
lichkeitszeugnis nur auf Reallasten, Hypotheken, Grund- und Rentensdrulden
beziehen, während in Sdraumburg-Lippe die Erteilung für jede Art von Be-
lastungen mit Ausnahme der öffendidren Lasten möglidr war. De Belastung
konnte sidr hier audr auf den Nießbraudr, auf Dienstbarkeiten, das Erbbauredti
und das Vorkaufsredrt erstred<en.

In den ehemals preußisdren Gebieten wurde das Unsdrädlidrkeitszeugnis von
der Flurbereinigungsbehörde erteilt. In den übrigen Landesteilen stellten die
Amtsgeridrte Unsdrädlidrkeitszeugnisse aus. In Preußen vollzog sidr die Erteilung
in einem reinen Verwaltungsverfahren, in den übrigen Landesteilen nadr den
Prinzipien der freiwilligen Geridrtsbarkeit. Dieses Nebeneinander von Verwal-
tungsbehörde und Amtsgerid'rt dürfte dazu beigetragen haben, daß Niedersadrsen
nidrt den §(eg Sdrleswig-Holsteins besdrritten hat. Dort sind die Befugnisse der
Kulturverwaltung, unter Beibehaltung der bisherigen Gesetzgebung, einfadt auf
die Katasterämter übertragen worden. Das hätte sidr in Medersadrsen nur in
den ehemals preußisd'ren l:ndesteilen durdrführen lassen. In den anderen Landes-
teilen war die Gesetzgebung auf den Charakter des Geridrtes abgestimmt, und
diese Gesetze konnten nidrt ohne Anderung von der Vetwaltung übernommen
werden.

Angesid'rts dieser Redrtszersplitterung war das Bedürfnis nadr Vereinheitlid,ung
und Modernisierung besonders dringend. Aber audr im Zuge der Verwaltungs-
vereinfadrung war das Gesetz notwendig. Die vor mehr als hundert Jahren ge-
troffene Regelung der UnsdrädlidrkeitserHärung geht auf eine Zeit. zutüd<, in
der die Katasterämter nodr nidrt bestanden. Unsdrädlidrkeitszeugnisse auszustellen,
war damals Aufgabe der Auseinandersetzungsbehörden, die bei ihren Regulierungs-
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arbeiten an einef Grundstüd<sbereinigung selbst interessiert waren. Später über-
nahmen die Kulturämter als Nadrfolgebehörde das Aufgabengebiet der Un'
sdrädlichkeitserklärung. Mit der Entstehung der Katasterämter mußten für den

Antragsteller ,*"rgr1ä,rfig Sdrwierigkeiten auftreten, da dieser die auf dem

n.uerär, Stand befindlidren Unterlagen des Katasteramtes beibringen und bei

der Flurbereinigungsbehörde vorlegen mußte. Dadurch wurden dem Antragsteller
§rege und Kosten auferlegt, die ihm bei der Zuständigkeit des Xatasteramtes

ersplrt geblieben wären. Es war durdraus möglidr, daß die Kosten für die Unter-
lagän den Kaufpreis des Grundstücl<s überschreiten konnten. Vom Kulturamt
wurden in der Regel folgende Unterlagen angefordert'

1. Ein Kartenauszug mit der Grundstüd<sdarstellung,

2. ein Auszug aus dem Liegensdraftsbudr,

3. ein Verzeidrnis mit der Gegenüberstellung der jetzigen Flurstüd<snummern und
der früheren Plannummern aus der Verkoppelung,

4. eine Abschrift der Kaufverträge bzw' Auflassungsverträge mit Angabe der

Grundsttickspreise,

5. ein Grundbudrauszug.

Durdr die Zuständigkeit der Katasterämter entfällt nunmehr die Besdraffung

der Unterlagen 1 bis 3. Es vetbleibt die Beibringung des l(aufverrages und des

Grundbudrauszuges. Das ist eine ganz wesentliche Erleichterung für den Antrag-
steller. Zugleidr ist der Verwaltungsweg durdr die Aussdraltung der Flur-
bereinigungsbehörde um eine Dienststelle verkürzt wordeir. Aber aud'r in den
Landesieilen, in denen Unsdrädlidrkeitszeugnisse vom Amtsgeridrt erteilt wurden,
entfällt die Beibringung der Katasteruntedagen. Audr dort werden Zeit vnd
Kosten gespart.

Die Katasterämter sind aber nodr aus einem weiteren Grunde für die Erteilung
der Unsdrädlidrkeitszeugnisse berufen. Vielfach führen die Amter Vermessungen

aus Anlaß der Verbreiterung, Vedegung und Neuanlegung von Straßen,

§flegen usw. und für Grenzausgleidre selbst aus. Oder abe.r sie sind über
Vermessungen anderer Dienststellen durdr die Ubernahme der Vermessungs-

schriften orientiert. Infolgedessen sind die Katasterämter über Lage, Be-

sdraffenheit und §7ert der abzutretenden bzw. auszutausdrenden Grundstüdie
unterichtet, so daß sie Anträge auf Erteilung von Unsdrädlidrkeitszeugnissen
für diese Fälle sdrnell und sadrgemäß ededigen können.

Die Einsdraltung der Katasterämter liegt in erster Linie im Interesse der Beteiligten
selbst, denen Kosten und §flege erspart werden. Darüber hinaus wird das neue
Gesetz zu einer Bereinigung der öffentlid,en Büdrer und Karten beitragen und
somit audr dem öffentlidren Interesse entgegenkommen.

Das Gesetz:

§ I Abs. (1)

,,Das Eigentum an einem Teil eines Grundstücks kann frei von Be-
lastungen übertragen werden, wenn durd-r ein behördlidres Zeugnis
festgestellt wird, daß die Redrtsänderung für die Beredrtigten un-
sdrädlich ist."
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Das Gesetz gestattet, daß sidr das unsdrädlichkeitszeugnis auf jeden ver-
äußerungsfall erstrecken kann, also neben dem Kauf audr auf den Tausdr und
die unentgeltlidre Abtretung. Es sdrließt mit Ausnahme der öffentlidren Lasten
jede Belastung ein. Dazu gehören: Reallasten, Hypotheken, Grund- und Renten-
sdrulden, Nießbrauch, Dienstbarkeiten, Erbbaurecht, Vorkaufsrecht, Dauerwohn-
und Dauernutzungsrecht. Das Unsdrädlidrkeitszeugrris gilt nidrt für Besdrränkungen
wie Konkurs, Enteignung, Entsd-ruld'ung. Es gilt auch nidrt für die vorerbschaft
als._ verfügungsbeschränkung. Das unsdrädlidrkeitszeugnis kann n,idrt in jedem
Fall ohne weiteres auf persönlidr besd-rränkte Dienstbarkeiten angewendet werden,
da der Umfang der Dienstbarkeit aus dem Grundbudr oft nidrt ersidrtlidr ist.
Hier wird die §Tirkung der Dienstbarkeit häufig erst erfragt werden müssen.
zu den Rechtsänderungen gehören audr Anderungen der Gemeinde- und Kreis-
grenzen. § 19 Abs. 3 S. 4 Nds. Gemeindeordnung md s te Abs. 1 S. 4
Nds. Landkreisordnung sind entbehrlich geworden, sie übertrugen der Aufsidrts-
behörde_die Möglidrkeit, bei soldren Grenzänderungen Unsdrääfichkeitszeugnisse
auszustellen. Beide Vorschriften sind in ziffer 11 und 12 zu s 12 des Geietzes
über Unsdrädlidrkeitszeugnisse aufgehoben worden.

S t Abs. (2)

,,Lfnter der gleidren Voraussetzung kann ein dem jeweiligen Eigen-
tümer eines anderen Grundstücls zustehendes Redrt ohne Zustimmung
derjenigen, zu deren Gunsten das andere Grundstück belastet ist]
aufgehoben wärden."

Zunädrst gilt gem. § 876 satz 2 BGB folgendes, Ist ein Grundstüd< A zugunsten
des jeweiligen Eigentümers eines Grundstücks B mit einer Grunddienstbarkeit,
z. B. einem \wegerecht, einer Reallast oder einem vorkaufsrecht belastet, so ist
zur Aufhebung des Redrts neben der Bewilligung der jeweiligen Eigentümer zu B
grundsätzlidr auch die Zustimmung derjenigen Beredrtigten erforderlidr, denen
an dem Crundstück B eine Hypothek oder ein sonstiges Redrt zusteht.

Beispiel, Abb.1

A ist mit einem Vor-
kaufsredrt des B be-
Iastet. B ist mit einer
Hypothek belastet.

Straße Stro0e
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§fenn das Teilstüd< T aus der Pfandhaft entlassen werden soll, so muß der

fig"ntü-.r zu B und nach § gZ6 BGB audr der Hypothekenberedrtigte-einwilligen.
Die Zustimmung sowohl des Eigentümers zu B als auch des Hypotheken-

berechtigten am Grundst-üd< B kann durdr ein Unschädlichkeitszeugnis ersetzt

*"ra.rr,"*."" die Rechtsänderung für den Eigentümet zuB und den Hypotheken-

beredrtigten unsdrädlich ist.

Darüber hinaus gibt Abs. (2) des § 1 dem Eigentümer des Grundstücks A die

Möglidrkeit, sidr audr dann eines Unsdrädlidrkeitszeugnisses an Stelle det Zu-

stim-"mung des Berechtigten an dem Grundstück B zu bedienen, wenn das Recht

des Eigeättimers zu B äit d*.., Bewilligung aufgehoben werden soll, ohne daß

eine Veräußerung stattfindet.

Beispiel, Abb.2

A ist mit einer Uber-
wegung von B belas-
tet. B ist mit einer
Hypothek belastet.

Straße StralJe
(li/eubau)

Nachdem die Straße am Grundstück B fertiggestellt ist, madrt der Eigentümer

von B von seinem Uberwegungsredrt keinen Gebraudr mehr. Der Eigentümer

von A will das \Tegeredrt von B auf seinem Grundstüd< löschen lassen. Eigen'

tümer von B willigi ein. Die Zustimmung des Beredrtigten zu B (Hypotheken'

gläubiger) kann Jurdr ein Unschädlidrkeitszeugnis ersetzt werden, wenn die

Redrtsänderung für den Beredrtigten unschädlidr ist.

Die Befugnis des Landesgesetzgebers zv dieser Regelung ergibt sich aus

Artikel tiO Abr. 2 Nummer 2 Einführungsgesetz zum BGB. Danadr ist zur

Aufhebung eines dem jeweiligen Eigentümer eines Grundsttid<s an einem anderen

Grundstück zustehenden Red-rts die Zustimmung derjenigen nidrt erforderlidr,
zu deren Gunsten das Grundstüd< des Berechtigten belastet ist, wenn von der
zuständigen Behörde festgestellt wird, daß die Rechtsänderung für dte Beredltigten
unsdrädlidr ist.

§ 2 Abs. (1) Ziffer t

,,Ein Unschädlichkeitszeugnis wird erteilt, wenn das Trennstücl( im
Verhältnis zum verbleibenden Teil des Grundstücks gering€n §7ert
und Umfang hat und ftir die Berechtigten ein Nachteil nicht zv be-

sorgen ist."

Uberwegung
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Abs. 1 legt die-materiellen Voraussetzungen für die Erteilung des Unsdrädlich-
keitszeugnisses fest. Eine rwertgrenze wird nidrt festgelegt. Ii Bayern darf der
§7ert des Trennstüd<s 1O o/o des §ürertes des Gesamtgrundstüd<s nidrt übersdyeiten.
In den 

-ehemals _preußischen Gebieten durfte das Unsdrädlidrkeitszeugnis ohne
verwendrmgsverfahren nur bis zu einem Kaufpreis von 300,- Mark erteilt
werden. Diese Preisgrenze wirkte sidr z. B. auf die Straßenbauämter in folgender
Form aus: Für Trennstüd<e bis 300,- Mark wurde das unsdrädlidrkeitszeugnis
beantragt. Für teuerere Trennstüd<e wurde die Pfandentlassung beanffagt, aller-
di,ngs nur in den Fällen, in denen soldre Kreditinstirute Beredrtigte wJrän, die
No'tariatsbefugnis hatten. Das verwendungsverfahren war zu sdrwierig und
wurde überhaupt nidrt in Anspruch genommen. Die preußisdre 300,--M-örenze
geht auf eine verordnvng zvr Anpassung der Landiskulturgesetze an die Geld-
entwertung vom 19. Januar 1924 zurü&. Dese verordnung setzte 300,- cold-
mark fest.

NadT dem Gesetz von 1961 liegt die Feststellung der Unschädlid'rkeit im Ermessen
des Beamten, der das Uns&ädliclkeitszeugnis ausstellt. Die Katasterämter besitzen
hier neben der guten _sadr- und ortskenntnis Erfahrung in der Bewertung von
Grundstüd<en. De Aufgabe, die ihnen in Bewertungsangelegenheiten das Brindes-
g-aug9sel.z .zugewiesen hat, kommt ihnen auch hier zugute. Die Ausstellung des
unschädlidlkeitszeugnisses ist an drei Voraussetzungen gebunden. Das TrenÄtticl
muß im verhältnis zum verbleibenden Teil 1. geringen §7ert und 2. geringen

99f"1g haben, 3. soll die Abtrennung für die Beredrtigten nidlt nacrtei'iig sä;n.
Alle drei Bedingungen müssen gleiclzeitig erfüllt sein. Ein unsdrädhÄkeits-
zeugnis kann z. B. nidrt erteilt werdenf wenn von einem 2000 qm großen
Grundstüd<, das nur mit einer 300,--DM-Aufwertungshypothek belastet Lt, ein
Bayolatl von 1000 qm abgetrennt werden soll. Hier wärä nur die Bedingung 3
erfüIlt. Dagegen wären 1 und 2 nidrt erfüllt.

§ 2 Abs. (t) Zifter 2
,,Ein Unsdrädlidrkeitszeugnis wird erteilt, wenn für diejenigen, zu
deren Gunsten das andere Grundstücr belastet ist, ein Nadrteil oidrt zu
besorgen ist, weil ihre Rechte nur geringfügig betroffen werden.,,

Diese Ziffer bezieht sidr auf die Beredrtigten gem. s 876 Satz 2 BGB und be-
stimmt die materialredrtliclen Voraussetzungen für die Erteilung des Unsdrädlidr-
keitszeugnisses in Analogie zu s 2 Abs. (l).

N"e I 2 Abs. (2) kann das Unsdrädlidrkeitszeugnis auf einzelne Belastungen
besdtränkt werden. Es braudrt sicl nidrt auf sämtlidre Belastungen zu bezietren.
Es darf sidr sogar nidrt auf alle Belastungen erstrecken, wenn einzelne Rechte
unbedingt bestehen bleiben müssen. Das trifft z. B. für bestimmte Grunddienst-
barkeiten zu. Es sei nur an Dienstbarkeiten erinnert, die aus der (Iberführung
von Starkstromleitungen, Fernspred'rkabeln und \Wasserleitungen über das Trenn-
stüd< folgen. De bestehenbleibenden Redrte müssen im Unsdrädlidrkeirczeugnis
benannt werden.

§3
,,Besteht ein RecJrt an mehreren
so gelten diese im Sinne §§ 1 und

Grundstr.icken desselben Eigentümers,
2 dieses Gesetzes als ein Grundstück."
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Das Uns&ädlichkeitszeugnis wird sich in der Regel auf den Teil eines

selbständig gebudrten Grundsttid<s beziehen. Es ist aber der Fall denkbar, daß

mehrere äü.ta"dig. Grundstücke ein und desselben Eigentümers_ mit_ demselben

Recht belastet sind: Nadl § 1, der nur den Grundstüd<steil zum Inhalt hat, könnt-e

für ein selbständiges Grundstück kein Unsdrädlidrkeitszeugnis erteilt werden, audl

wenn die RedrtsäInderung für den Beredrtigten unsdrädlid, ist. Es müßten dann

sämtlidre selbständigen Giundstücke zu einem neuen Grundstüd< vereinigt Y..i"l'
Aus diesem müßte äann wiederum das frühere selbständige Grundstüd< als Teil'
stück abgetrennt werden. Dieser Vorgang würde aber der Zielsetzung des

Gesetzes, nämlidr die Veräußerung zu erleichtern, widersprechen._ Aus diesem

Grunde wurde der § 3 gesdraffen, der es ermöglidrt, § 1 audr auf selbständige

Grundstücke anzuwendenl Es sei nebenbei bemerkt, daß in den alten preußisdren

Cesetzen der Begriff ,,Grundstücksteil" wirtsdraftlid're Bedeutung hat und nidlt im
Sinne des Grundstüd<sredrts nadr dem BGB zu verstehen ist'

§ a Abs. (1)

,,Die Feststellung der unsdrädlidrkeit ersetzt die Bewilligung des

üerechtigten. Sie-wird erst wirksam, wenn sie unanfechtbar geworden

ist."

Dieser Absatz bezieht sidr auf die Redrtswirkung des Unsdrädlidrkeitszeugnisses,

die dann einsetzt, wenn das Unsdrlidlidrkeitszeugnis Redrtskraft 
_ 
erlangt hat.

Darüber gibt § 8 Auskunft. Erst dann können die Eintragungen und Lösdrungen

auf Grunä des Zeugnisses im Grundbudr vorgenommen werdert'

§ a Abs. (2)

,,Auf eine Eintragung, die auf Grund des unsdrädlidrkeitszeugnisses

tei einer Hypoth-ek,-'einer Grundsdruld oder einer Rentensdruld zu

bewirken ;st, iind die Vorschriften der §§ 41 bis 43 der Grrmdbudr'

ordnung nicht anzuwenden. \rird der Hypotheten-, Grunds'druld- oder

Renten;dluldbrief nachträglidr vorgelegt, so 'hat das Grundbudramt
die Eintragung auf dem Brief zu vermerker'"

Danach brauchen Hypotheken-, Grundschuld- und Rentensdruldbriefe für die

Eintragung oder Lösdrung nidrt vorgelegt zu werden. §7enn die Briefe aber aus

irgend'einJm Grunde spätär einmal vorgelegt werden, dann hat das Grundbudramt
die Eintragungen nadrzuholen.

Nach § 5 ist das Katasteramt für die Erteilung des Unsdrädlidrkeitszeugnisses

zuständig, in dessen Bezirk das Grundstüd< liegt. §renn die Redrtsänderung im
Rahmen-eines Flurbereinigungs- oder Siedlungsverfahrens'stattfindet, so ist das

Kulturamt zuständig. Auf die Vorteile, die sidr aus der Zuständigkeit dres Kataster-

amtes für die Beteiligten und für die Verwaltung ergeben, wurde einleitend hin-
gewiesen. Audr in Sdrleswig-Holstein, Hessen und Bremen sind aus diesen

Erwägungen die Katasterämter herangezogen worden.

Es kann der Fall eintreten, daß Flurstü&e ein und desselben Gnrndbudrgrundstüd<s
in verschiedenen Amtsbezirken liegen. Zuständig ist dann jeweils dasjenige Amt,
in dessen Bezirk die größere Anzahl der Flurstüd<e liegt. Hierauf verweist

§ 5 Abs. (2).
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§6
,,Unsdrädlichkeitszeugnisse werden nur auf Antrag erteilt. Den Antrag
kann jeder stellen, der in der Feststellung der unsdrädlichkeit ein
redrtlidres Interesse hat."

Das unsdrädlidrkeitszeugnis kann also nid,t von Amts wegen erteilt werden.
Es sollte aber Aufgabe der Katasterämter sein, an die Beteiligten heranzutreten
und ihnen die stellung eines Antrages im eigenen Interesse nahlzulegen.
Im § 7 besd-rränkt sidr das Gesetz auf einige Verfahrensregeln über das recl-rtliche
Gehör und die Zustellung des Unscl-rädlidrkeitszeugnisses an die Beteiligten, deren
Kreis in Absatz (2) bestimmt wird. Danadr ist die verfügung, durdr äie das
unschädlichkeitszeugnis_ erte_ilt wird, dem Antragsteller, dem Gundstiid<seigen-

!li..I r_9yg den dinglidr Berechtigten, deren Rechte von der Ausstellung des
uns&ädlidrkeitszeugnisses betroffen werden, zuzustellen. Audr im palle dei Ab-
lehnung ist der ablehnende Besdreid dem gleidren Personenkreis zuzustellen.
Unschädli&keitszeugnis und ablehnender Bescheid sollen eine Redrtsmittel-
belehrung enthalten. Vor der E;teilung der Unschädlichkeitszeugnisse sind die
Beredrtigt_en zu hören, es sei denn, daß dadurdr eine erheblicli verzögerung
eintritt oder unverhältnismäßige Kosten entstehen. Das dürfte sidr z. B. 

"rT 
rattä

beziehen, in denen die Berechiigten nur unter scl-rwierigkeiten und Aufwendungen
ausfindig gemadrt werden können, aber auch auf Fälle,1n denen der Aufwand äer
Befragung in keinem Verhältnis zum geringen §(ert der Belastung steht. Das
trifft insbesondere für die Fälle alter aufgewerteter Hypotheken z-u, die einen
N91nwery. von einigen hundert Mark haben. Die Befragung kann u. u. audr für
soldre Fälle zu aufwendig werden, in denen §/ert und Hactre des Trennstücl<s im
Verhältnis zum verbleibenden Rest besonders gering sind, z. B. bei süregekehren
von 3 bis 5 qm. Erklärt sidr ein Beredrtigter mit der Erteilung des Unschäd'iichkeits-
zeugnisses nidrt einverstanden, da-nn b-egründet diese Tatsache nidrt die Ablehnung
des Antrages auf Ausstellung des unschädlidrkeitszeugnisses, wenn die untei
§ 2 Abs.(l) gen"nnt"n drei Bedingungen erfüllt sind. Der Beredrtigte kann dann
immer noch das Amtsgericht anrufen.

§ 8 regelt das geridrtliche Verfahren, das sich an die Erteilung oder Ablehnung
des Unsdrädlichkeitszeugnisses anschließt, wenn ein Beteiligter äas Gerid.rt anruftl
Die Erteilung des unsdrädlichkeitszeugnisses ist an und füi sidr ein Verwaltungs-
akt, für dessen Anfedrtung der verwaltungsre&t*.g besdrritten werd:en müßte.
Da das Gesetz aber die Beteiligten an die ordentlidren Gerichte verweist, ist eine
sich widersprechende Rechtskonstruktion entstanden. Den Gesetzgeber haben
jedoch folgende Gründe zur Heranziehung der ordentlidren Geridrie veranlaßt,

a) Für die Frage, ob ein uns&ädlidlkeitszeugnis erteilt werden kann, sind privat-
redrtlidre Gesidrtspunkte maßgebend.

b) Die Amtsgeridrte besitzen eher die für die Entsdreidung oft erforderlidre
Ortskenntnis oder können sidr diese leidrter versdraffen als die oft ortsfernen
Verwaltungsgeridrte.

c) Die Amtsgeridrte verfügen über die Grundbud.reintragungen und können die
grundbuchmäßigen Auswirkungen besser übersehen als die Verwaltungsgeridrte.

d) Die Amtsgerichte sind als Grundbudrämter ohnehin mit der Bearbeitung der
Rechtsvorgänge befaßt.
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§ 8 regelt weiter Frist, Form und Fristversäumnis der Anrufung. N_u4 Absatz (a)

Lt g"gä" die Entscteidung des Amtsgeridrtes die sofortige Besclu,erde beim Land-

g"äd-r-t zulässig. Für 'Veifahren unä Kosten des Gerichtsverfahrens gelten die

üorsdrriften ä.t Nds. Gesetzes über die freiwillige Geridrtsbarkeit vom

14. Mai 1958.

Nadr § 9 findet das Gesetz 1i5s1 uns:hädlidrkeitszeugnisse keine Anwendung aul

tiffentliche Lasten, die nadr § 54 der Grundbuchordnung nidrt ins Grundbuch

eingetragen werden.

Durch s§ 10 und 11 werden frühere Redrtsvors{Triften auf das Gesetz über

Unsdrädliükeitszeugnisse ab gestimmt.

§ 12 hebt alle entgegenstehenden älteren Landesgestze auf.

Nadr § 13 ist das Gesetz über Unsdrädlidrkeitszeugnisse am 1. Oktober 1961

in Kraft getreten. § 13 enthält in Abs. (2) eine Ubergangsregelung für anhängige

Verfahren.

Das Verwalrungskostenredrt sagt über Kosten des Unschädlidrkeitszeugnisses nidrts

aus. Das Unsdradlidrkeitszeugnis wird kostenlos erteilt, weil das Landesinteresse

überwiegt.

In der Frage der Bereinigung der öffentlid,en Bücher und Karten ist dieVermessungs-

und Katasierverwaltung durdr das neue Gesetz über Unschädlidrkeitszeugnisse einen

Schritt weitervorangekämmen. Eine völligbefriedigend_e Lösungwird esnicht bringen.

b"rr *a.. 
"ur 

ein"Gesetz fähig, das de"n Eigentu-msübergangln Splitte#lurstüdcen

wesentlidr vereinfadrt und umstellt.
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Die Erteilun g von Unschadlidr keitszeu gnissen

bei der Bestellung von Salzabbaugerechtigkeiten

Von Regierungsvermessungsrat Dr.-lng. Ro e sl er, Katasteramt Hildesheim

Das Gesetz über Unsdrädlidrkeitszeugnisse vom 4. Juli 1961 (Nieders. GVBI.
S. 159) benennt in § 12 Gesetze und Vorsdrriften, die dem neuen Gesetz entgegen-
stehen und aufgehoben werden. Hierunter fallen nidrt die Bestimmungen des

,,Cesetzes über die Bestellung von Salzabbaugerechtigkeiten in der Provinz
Hannover" vom 4. August 1904 (Pr.Ges.Sammltmg S. 23,5), die sich auf die

Erteilung von Unsdrädlidrkeitszeugnissen beziehen. Nebenden in § I Abs.(1)und(2)
des Cesetzes über Unschädlidrkeitszeugnisse von 1961 genannten Fällen können
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unsdradlidrkeitszeugnisse audr für den Fall der Bestellung von salzabbau-
geredrtigkeiten erteilt werden. Auch hierfür sind nunmehr die Katasterämter
zuständig.

Grundsätzlidr ist das Salzabbauredrt in der ehemaligen Provinz Hannover Be-
standteil des Eigentums am Grundstüd(. Steht der Salzabbau an einem bestimmten
Grundstüd< heran, so sdrließt das Bergbauunternehmen mit dem betreffenden
Grundeigentümer einen Salzabbauvertrag. Gegenstand dieses veftrages ist das
salzgewinnungsrecht für den unternehmer und das Redrt auf den Föäerzins für
den Grundeigentümer. Der unternehmer sichert das salzgewinnungsredrt durd.r
eine Eintragung in Abteilung II im Grundbuch des betreffenden Grundstüd<s
entweder als persönlich besdrränkte Dienstbarkeit für die Kaligesellsdraft oder
als Grunddiehstbarkeit zugunsten des jeweiligen Eigentümerr "ir., bestimmten
Grundstücks, das im Eigentum des Kaliwerkes steht. In jedem dieser beiden Fälle
bleibt das salzgewinnungsrecht Bestandteil des Eigentums am Grundstück.
Das ,Gesetz über die Bestellung von salzabbaugeredrtigkeiten in der provinz
Hannover" ermöglidrt die Abtrennung des salzgewinnungsrechtes vom Eigentum
des Grundstücks und seine umwandlung in ein grunditücksgleidres Recht als
selbständige Salzabbaugeredrtigkeit (s t), ftir die nach s 5 ein besonderes Grund-
budrblatt angelegt werden muß. Im Grundbuch desjenigen Grundstüd<s, aus dem
das Salzg_ewinnungsredrt abgesdrrieben worden ist, wird ein vermerk eingetragen,
der auf die ubertr4gung verweist. Diese Eintragung ist keine Belastung,-sonJern
nur eine nadridrtlidre Mitteilung.

Jedes Kaliwerk wird bestrebt sein, salzgewinnungsredrte in selbständige ce-
redrtigkeiten umzuwandeln, die, wie jedes andere Grundstück, belastet 

-werden

können. Hierdurch wird dem Unternehmen die Kapitalaufnahme erleichtert, wenn
nidrt überhaupt erst ermöglidrt. Insbesondere für den Fall der Grundstücks-
veräußerung kann die umwandlung in eine selbständige Geredrtigkeit audr für
den Grundeigentümer von Vorteil sein. Er verkauft sein Grundstück ohne
Gewinnungsredrt und zieht nach wie vor den Förderzins ein. von dieser Mög-
lidrkeit maclen Körpersdraften des öffentlidren und privateri Rechts gern GebrauÄ.
Das Grundbudr für salzabbaugeredrtigkeiten kann für jeden beliebigen Grund-
eigentümer, aber auch für Dritte (Kaliwerke), die nicht Grundeigentümer, sondern
Erwerber des Redrtes sind, angelegt werden. Im ersten Fall ist die Erklärung
des crundeigentümers vor dem Grundbudramt (§ 2 Abs. 1) und im zweiten Fall
die Einigung des Grundeigentümers und des Erwerbers erforderlidr. Beide müssen
ihre Einigung vor dem Grundbudrarnt erklären (s 2 Abs. 2).
rü7enn ein Grundstück belastet ist, so eistreckt sidr die Belastung audr auf das
Salzgewinnungsredrt. Für die Abtrennung dieses Redrts vom Eigentum am
Grundstäd< zum Zwed<e der Bestellung einer Salzabbaugeredrtigkeit ist im
Belastungsfalle die Pfandentlassung erforderlidr. Die Bewilligung der Berechtigten
kann durch ein Unsdrädlichkeitszeugnis ersetzt werden, wenn die Bestellung einer
Salzabbaugeredrtigkeit für die Beredrtigten unschädlidr ist. Das ist nach s 7 ,,in
Ermangelung der allgemeinen gesetzlichen Voraussetzungen" dann der Fall, wenn
die Redrte der Beredttigten nadr Abtrennung der Salzabbaugeredrtigkeit bei
einem ländlidlen Grundstück noch innerhalb der ersten zwei Drittel und bei einem
städtisdren Grundstüd< innerhalb der ersten Hälfte des §Tertes gesidrert sind.
§ 7 bezieht sidr nur auf Reallasten, Hypotheken, Grund- und Rentenschulden.
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Na& § 6 finden die in der Provinz Hannover geltenden vorsdrriften für die

Erteilung von Unsdrädlidrkeitszeugnissen auf die Bestellung einer Salzabbau-

ge.ed-rtifkeit entsprechende Anwenäung. Die in Hannover geltenden Vorsd,riften

t"b.., "b.. 
seit äem 1. Oktober 1961 ihre Gültigkeit verloren. An ihre Stelle

ist das neue Gesetz über Unsdrädlidrkeitszeugnisse vom 4. Juli 1951 getreten,

das audr für die Erteilung von Unsdrädlidrkeitszeugnissen bei der Bestellung von

Salzabbaugerechtigkeiten sinngemäß anzuwenden ist. Den \[ert eines Gewinnungs-

redrtes kain das katasterami nicht ermitteln. Dazu ist nur ein Kaliunternehmen

in der Lage. Es sei nur soviel gesagt, daß für einen Bauplatz von 1000 qm unter

günstigsteä Salzabbaubeding.rng* äer §79rt des Salzgewinnungsredrts als Sidre-

äng iü. Hypotheken .rnd ä"rglei.hen bedeutungslos_ ist. A1d9rs liegen die Ver-

haläisse bei'größeren landwirtidraftlidren Grundstüd<en und Forsten. Hier kann

das Gewinnuigsredrt einen erheblidren \üertbetrag annehmen. In soldren Fällen

muß sidr das Katasteramt an die Angaben des Kaliwerkes halten.

Das formelle Verfahren
der Erteilun g des Unscladlichkeitszeugnisses

Von Regierungsvermessungsrat Dr.-lng. R o e s I e r, Katasteramt Hildesheim

Der formelle Ablauf des Verfahrens für die Erteilung des Unsdrädlidrkeitszeugnisses

Gß. ,iö durch vordrud<e (Anlagen 1 bis 5) erleidrtirn. sie sind filr den Normalfall

bearbeitet und müssen auf bestimmte Sonderfälle jeweils umgestellt werden.

Zu der- Eigentumsübertragungen zählen der Kauf, die_ unentgeltlidre Abtretung

(2. B. Sdrerikung, \Tidmun!; und der Tausdr. Auf diese drei Redrtsvorgänge ist der

üordrud< 1 aniendbar. Bäim Tausdr, der verhältnismäßig selten vorkommt, wird
der folgende Nebensatz in die freigelassenen Zeilen (vor dem Sdrlußabsatz) ein-

gefügt:... ./wennd eingetauschte Flurstücl<

Gemarkung Gemeinde

Band Blatt des Grundbuchs von

dem Hauptgrundsttid< als Bestandteil zugesdrrieben wird/werden.

Bei anderen Redrtsvorgängen stehen die freien Zahlen ftir Angaben zur Verfügung,
die sidr z. B. auf das verhältnis von Größe und §r',ert der Trenn- und Hauptgrund-
stüd<e beziehen können. Vordrud< 1 Iäßt sidr nidrt für die Aufhebung von Redrten
(s 1 Abs. 2) und für die Bestellung von Salzabbaugeredrtigkeiten venvenden. Für

diese verhältnismäßig seltenen Fälle lohnt sid, die Aufstellung besonderer Vordrud<e
nidrt. Das abzusd'rreibende Flurstück kann Teil eines unter einer lfd. Nummer
eingetragenen Grundstücks oder Teil eines unter mehreren lfd. Nummern ein-
getiagenen Grundeigentums sein. Beide Fälle sind in Vordrud< 1 berüd<sidrtigt

Nad, S 2 (2) kann dis Unsdradlidrkeitszeugnis auf einzelne Belastungen besdränkt
werden. Es braudrt sid'r also nidrt auf sämtlidre Belastungen zu emtred<en. In
Abb. 3 und 4 sind die Grundstüd<e 6 und 5 (jetzt 6ll,612 und 5/1, 5/2) iiber-
einstimmend mit einer Grunddierrstbarkeit zugunsten der Ubedandwerke belastet,
deren Interesse sidr nur auf den tsereidr der Starkstromleitung erstred<t. In Abb. 3

Flur
von
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ist die lastenfreie Absdrreibung von 6/2
in Abb. 4 die Absdrreibung von i/2.
Ausdnrd< kommen.

für die Beredrtigten unsdrädlidt, nidrt aber
Das muß irn Unsdräillidrkeitszeugnis zum

Abb. 1

,Straße

!s folgt die Redrtsmittelbelehnrng. Das unsdrädlidrkeitszeugnis muß von einem
Beamten untersdrieben und mit Denstsiegel versehen werdenl

t39

Abh 2
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NacIr § 7 (2) ist das Unschädlicfikeitszeugnis dem Antragstelle-r' dem Grundeigen-

;;;." uri 'd"r, dirgri.l, g"i..htigten, äeren Rechte uon der Ausstellung des

UnscirädlictrkeitszeugnisJes [.""ifä *Lrd"n, zuzustellen. Maßgeb-end ltu die Zu'

ä;ä;"J-ai. ,,i,tffg.",.tr.n V"r*rltungsvorschriften zum Nds. Verwaltungs-

zustellungsgesetz vom z0' Nou.,nb.r 19531' (Nds'MBl' 1954 S' 154)' Die Za'

;:iiö;;i port^rt.tt""gr.r.k,rnd. -und Einschreiben dürfte die Regel sein' Zur

Ei;;";r"g uo, PortgJtii*n .*pfithlt- sich die verwendung des 
"Empfangs-

;;iä;;;;t.t'; g.*aß"Ani"g" + d.tVtt*altungsvorsdriften(Nds-MBl'1954S' 163)'

Unschädlichkeitszeugnisse liönrr., mit Empfangsbekenntnis an Behörden, Körper-

schaften und Anstalten des oifentl. Rechts, an {echtsanwälte, .Notare, Steuerberater

und Helfer i, St"u"r.lä"" tib.rmittelt werden. Als Nachweis der Zustellung

genügt das mit putu*ää Unt"ir.lrrift versehene Empfangsbekenntnis, das der

Ernpfärg". dem Katasteramt wieder zurüd<sdrickt'

\rird das Gericht nicht angerufen, dann erlangt das unschädli1hk9iI.z5usnis nadr

Ätiurf der zweiwöchigen tilst Rechtskraft, die auf dem Unschädlichkeitszeugnis

;"r;.."g;llers zu i.r.lr"i"ig." ist. Das kann in dreifacher Veise gesdrehen'

1'DerAntragstellerlegtdasZeugnisbeimKatasteramtvorundlaßtesmit
einer Rechtikraftbescheinigung versehen'

2. Dem Antragsteller wird vom Katasteramt eine Zweitausfertigung des unsdräd-

lichkeitszeugnirr., *lt Rechtskraftbescheinig,ng zugeschickt,(Die Erstausferti-

er;g it*,ä". tng;;gr.Äng der Frist; au-ch d-.. Ant.ugrt"ller hat das Recht,

das Gericht anzurufen)'

3. Dem Antragsteller wird eine Rechtskraftbesdreinigung zugeschid<t, die aber

noch einmal "in" t"rru,," Besdrreibung des Vorganges enthalten muß'

Im ersten Fall muß sich der Antragsteller erneut an das Katasteramt wenden. Das

ii"rUiii- in den beiden-"r,J"r"r,"Fällen erspart. Fall 2 ist 3 vorzuziehen, weil die

;;;t" Ä;tf.rtigung des Zeugnisses mit duichgesdrlagen 1ve$.en 
kann und somit

[eln" ,,rratrliaä R"rbeit erfoäert. Für die ReJhtskraftbesdreinigung wird der fo1-

gende Satz nachgefügt 
'

Rechtskraf tbe sdreinigun g :

ist

Es

Obiges Unschädlichkeitszeugnis vom

rechtskräfti g geworden.

würde auch der Stempelaufdruck ' Rechtskräftig am

genügen. Die Bescheinigung ist_zu unterschreiben und mit Dienstsiegel.zu versehen.

irri, ä"r vollzogenen Rächtlkraftbesdreinigung ist das Verfahren abgesdrlossen.

Zur Uberwachung termingerechter Anträge auf gerichtlidre Entsdreidung dient der

Vordruck 2. Er wird i- oüe.en Teil vom katasteiamt ausgefüllt und der Gesdräfts-

.t"11" J"r Amtsgerichts zugeschid<t, die ihrerseits' dem Katasteramt im gleichen

üo.dr,r.L mitteili, ob ein Aitrag eingegangen ist oder nidrt. Vordrud< 2 ist zugleich

Beleg für die Redrtskraft des Unsdrädlichkeitszeugnisses,

Ftir die Befragung der Berechtigten ist der Vordrud< 3 vorgesehen. Er entspridrt

in sein"^ A.rff,"id.- Unsctradlidrkeitszeugnis. Für die Beantwortung der Anfrage

Iurr, 
"ir," 

beliebige Frist angesetzt werden. Die Ubermittlung des Schriftstüd<s

ist an keine Form gebunden.

Vordruck 4 dient der Aufnahme des Antrags auf Erteilung des Unsdrädlidrkeits-

zeugnisses, sofern der Antrag nidrt sdron anderweitig sduiftlidr gestellt worden ist'

am
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Zur Bearbeitung des Antrags ist ein crundbudrauszug erforderlidr, wenn nidrt
seitens des Notars ausreidrende Angaben aus dem Gändbuü in 

"nde.., 
ro..

beigebradrt werden. §7ird der Gruidbudrauszy,g von ,1.t, 
",.g* 

-"ig"ford"ri,

dann kostet er nid-rts (§ 1r des Gesetzes über diä Kosten i-Ar;'.i.g*heiten der
freiwilligen Geridrtsbarkeit [Kostenordnungl, BGBr. rg57 T;li S:"%ö. 

-

F{ fen Fall, daß das Katasteramt dea Beteiligten die stellung eines Antrages
nahelegt, steht der Vordrud< 5 zur Verfügung.

Vordruck I

Katasteramt

3326 B-U , den

Unsüädlidrkeitszeugnis

Auf Grund des Gesetzes über unsdr.ädlidrkeitszeugnisse vom 4. Jali pa (Nieders.
GVBI. S.

Flurstück

Gemarkung

Eigenttimer

159) wird hiermit festgestellt, daß die lastenfreie Absdrreibuns de

FIur Größe qm
Gemeinde

Erwerber

von dem im Grundbuch von
unter de laufenden Nummer
eingetragenen Grundstrid< / Grundeigentum zvm Zwed<
für d Berechtigt eingetragen in Abteilung

Band Blatt
des Bestandsverzeidrnisses

der Eigentumsübertragung

laufende Nummer
und Abteilung
unsdrädlid1 ist.

Iaufende Nummer

Gegen diese Verfügung kann binnen zwei §Todren nadr Zustellung das Amtgeridrt
in angerufen werden. Der Antrag auf gerichtlidre Ent-
sdreidung ist sdrriitlidr oder zur Niedersdrrift der Gesdräftsstelle des Amtsgeridrts
zu stellen.
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Vordruck 2

Katasteramt

33268-U I

An
das Amtsgeridrt

in

Gemarkung

eingetragen im Grundbuch von

,d*

Band Blatt t

t9

Betrifft:: Lastenfreie Eigentumsübertragung nadr dem Gesetz über Unsd'rädlidrkeits'

zeugnisse vom 4. Juli 1961 (Neders. GVBI. S. 159)'

Das Unsdrädlichkeitszeugnis f,ür d Flurstück ,Fl* |

,, Gemeinde

ist am 19 ausgestellt worden'

Die Gesdräftsstelle des Amtsgeri&tes wird ersudrt, unmittelbar nadr Ablauf des

t9
hierher mitzuteilen, ob gegen die obenbezeidrnete Verfügung ein Antrag auf

gerichtlidre Entscheidung gestellt worden ist.

Geschäftsstelle des Amtsgerichts , den

Ursdrriftlidr
an das Katasteramt

in

Ein Antrag auf gerichtliche Entscheiclung ist am

- 
nicht 

- 
gestellt worden.

t9

19

Katasteramt

Das Unschädlichkeitszeugnis vom

ist rechtskräftig.

, den 19

19
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Yordruck 3

Katasteramt

3326 B; U I

An

, den 19

Bctrifft : Unsdrädlidrkeitszeugnis;

hier: Befragung der Bere&tigten gem. § 7 des cesetzes über unsdrädlidr-
keitszeugnisse v. 4. Juli l96t sieders. GVBI. S. t j9).

Auf Grund des obenbezeidrneten Gesetzes hat / haben

beim Katasteramt ein unsdrädlidrkeitszeugnis zur lastenfreien Absdreibung de

Flurstä& Flur Größe qm

Gemarkung Gemeinde

Eigentämer:

Erwerbert

von dem im Grundbudr von Band Blatt

unter de laufenden Nummer des Bestandwerzeidrnisses
eingetragenen Grundstüd</Grundeigentum zum Zwe&e der Eigentumsübertragung
beantragt.

Da gem' § 7 des obenbezeidrneten Gesetzes die Beredrtigten vor der Erteilung des
Llnsdrädlidrkeitszeugnisses zu hören sind, wird um Stellungnahme gebeten, ob
gegen die Erteilung Bedenken bestehen.

Venn diese Anfrage bis zum rmbeantwortet bleibt, wird
das Einverständnis angenommen.
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Vordruck 4

, den

,

An

t9

das Katasteramt in

Antrag auf Ertctlung eines- Unsüädtükcttszeugds§es

Auf Grund des Gesetzes über Unsdrädlidrkeitszeugnisse vom 4. Juli 1961

(Meders. GVBL S. 159) beantrage

' ein Unsdrädlidrkeitszeugnis für die lastenfreie Absdueibung de

Flurstüdc Flur Größe qm

Gemeinde
;.
Ergentumer:

x) von dem im Grundbudr von Band Blatt

unter de laufenden Nummer des Bestandsverzeidrnisses

eingetragenen Grundstü& / Grundeigentum zum Zwed<e der Eigentumsüber'

tragunS.

Katasteramt

3?268-U I

Ursüriftliü mit der Bitte um Rüd<gabe

an das Amtsgeridrt

in

, den t9

Von Amts wegen wird die Anfertigung eines Grundbudrauszuges vom Grund-

budr Band Blatt beantragt.

*)Der folgende Absatz braudrt nidrt amgefüllt zu wenden, wenn bei Aufnahme des

Antrages die Gmn&udrangabea nidrt betennt sind.
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Vordruck 5

Katasteramt

3326 B-U

Um die Eigentumsübertragung an d in der

zu erleichtern/ stellt Ihnen das Katasteramt

sofern / weil d Flurstück Teil

, den 19

Betrifft: Unschädlidrkeitszeugnis auf Grund des Gesetzes über Unsdrädlidlkeits-
zeugnisse vom 4. Juli 1961(Nieders. GVBI. S. 159).

I Anlage: Antrag auf Erteilung ein:s Unsdrädlidrkeitszeugnisses.

Anlage verzei chneten Flurstücl<

ein Unschädlichkeitszeugnis aus -
eines belasteten Grundstücks ist.

Das Uns drädli drkeitszeugnis wird kostenlos erteilt.

Sie werden gebeten, beiliegenden Antrag zu unterscihreiben und dem Katasteramt
zu übersenden.

Zwe cl<d i e n s tl i cl-r keits b es ch ein i gun ge n
nach § 4 Abs. I Zifr.3 Buchst. b des Grunderwerbsteuergesetzes

(CrEStG.) vom 29. 3.1940 (RGBI.l S. 5sj)
Gem. RdErl. d. Nds. Mdl., d. Nds. MfELuF u. d. Nds. FinM v. 8. 8. 1961

GültL Mdt 154/50 (Nds. MBl. S. 806)

Von Regienrngsvermessungsrat Dr.-lng. R o e s I e r, Katasteramt Hildesheim

§7ährend den Katasterämtern durch das Gesetz über Unschädlidrkeitszeugnisse
yom 4. Juli 1961 ein neues Arbeitsgebiet zugewiesen worden ist, hat der o. a. Rund-
erlaß vom 8. August 1961 die Katasterämter von der Aufgabe der Ausstellung
von Zwecl<dienlidrkeitsbesdreinigungen in einem erheblid-ren umfang entbunden.
Nadr diesem Erlaß sind die Katasterämter nur nodr für diejenigen Zwed<dienlid.r-
keitsbesdreinigungen zuständig, die sidr auf den freiwilligen Austausdr von Grund-
stüd<en zur Grenzverlegung oder zur besseren Gestaltung von Bauland beziehen.
Alle übrigen Tauschfälle, die eine bessere Bewirtsdraftung zerplitterter oder un-
wirtschaftlidr gefofmter land- oder forstwirtsdraftlicler Grundstüd<e zum Ziele
haben, fallen nunmehr in den Zuständigkeitsbereidr der Kulturämter. Hierzu
gehören audr die Tausdrfälle, die das Gesetz über die Befreiung von der Grund-
erwerbsteuer beim Erwerb von Grundstücken zur Verbesserung der Struktur land-
und forstwirtsdrafdicher Betriebe vom 25. März 1959 (Nds. GVBI. S. 57) zum
Gegenstand hat.

82



Nadl der dritten Durdrführungsverordnung (Nds. GVBI. 1950 S. 60) zum Nds.

Aufbaugesetz vom 9. Mai 1949 (Nds. GVBI. S. 107) sind sold,e Redrtsvorgänge

von dei Crunderwerbsteuer ausgenommenr die sicl'r auf bodenordnende Maß-

nahmen nadr dem Aufbaugesetz beziehen (Grenzausgleidr, Umlegung, Zusammen-
Iegung), Außerdem befreit die Verordnung freiwillig abgesdrlossene Redrts-

geiAift. von der Grunderwerbsteuer, wenn die zuständige Cemeindebehörde
bestätigt, daß diese Redrtsgesdräfte dem Durdrführungsplan entspredren. Diese

Befreiungsvorsdrriften behalten in den Aufbaugebieten für bisher nicJrt abgesdrlos'

sene Veifahren nad-r dem Aufbaugesetz ihre Gültigkeit, weil die dritte Durd,füh-
rungsverordnung durch das Bundesbaugesetz nidrt aufgehoben worden ist.

Formelle Anderungen sieht der neue Erlaß nicht vor. Der Antag auf Befreiung

von der Grunderwerbsteuer ist wie bisher beim Finanzamt zu stellen, das die

steuerlichen Voraussetzungen zu prüfen hat. §Tichtigste Voratrssetzung ist die

Feststellung, ob redrtlidr gesehen überhaupt ein freiwilliger Austausdr vorliegt und

ob dieser Tausdr dem Zwecft einer besseren Grundstüd<sgestaltung dient. Der
Tausdtvorteil braudrt nur bei einem der Tausdrpartner erfüllt zu sein. Erst wenn

diese steuerlidren Voraussetzungen gegeben sind, hat das Katasteramt auf Ersud'ren

des Finanzamtes den Tausdrvertrag dahingehend zu überprüfen, ob der Tausdr aus

wirtsdraftstedrnisdren Gründen dem begünstigten ZwecJ< zu dienen objektiv ge'

eignet ist. Für diese Uberprüfung steht den Katasterämtern als widrtigste Untedage

das Katasterkartenwerk zur Verfügung. Die Auslegung kann eine Errlressensfrage

sein, die sich nidt in Kleinigkeiten verlieren darf.

Der einfad-rste Fall liegt bei der Crenzbegradigung (Abb. l.) vor, mit der sidr der

Tausdrvorteil keineswegs ersdröpft. Sdrwierigkeiten ergeben sidr häufig in dieseni
cinfadren Tausdrfall sdron dadurdr, daß die Tausdrobjekte nidrt gleidrwertig sind
und durd, teils erheblidr e Zuzahlungen ausgeglidren werden.

Es ist dann aber nidrt Aufgabe der Katasterämter nadrzuprüfen, ob hier überhaupt
nodr ein eindeutiger Tausch vorliegt oder nidrt. Diese Feststellung gehört als
rteuerlidre Voraussetzung in das Aufgabengebiet des Finanzamtes. Das soll aber
nid'rt heißen, daß das Kätasteramt die Grunderwerbsteuerakte ohne eingehende
Nadrprüfung zurüd<gibt. Das Katasteramt begründet seine Bedenken nadr Be-
wertung und Gegenüberstellung der Tausdrobjekte und gibt dann erst die Akte
dem Finanzamt zurüd<. Es kann dann der Fall sein, daß diese Behörde die steuer-
lidren Voraussetzungen nidrt mehr für gegeben hält. §üenn die steuerlidren Vor-
aussetzungen vorliegen, dann hat das Katasteramt lediglidr festzustellen, ob der
Tausd, bei einem Grundeigentümer eine besere Grundstüd<sgestaltung bewirkt.

Abb 1
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Abb. 2

In Abb. 2 ist das Grundstüd< A, B, c, D als siedlungsgelände von einer §Tohnungs-
baugesellsdraft erworben worden.

Der Eigentümer von 14 verkauft nidrt. Er erklärt sich aber bereit, sein sc-hmales
landwirtscjraftlid-r genutztes Flursti,icft 14, das nunmehr Baurohland wird, gegen den
Bauplatz E auszutausctren. Dieser Tausdr schafft erst die Voraussetrun-g 1ti. di"
Aufsdrließung des Baugeländes und verleiht diesem eine geometrisdre Form, die
eine vollständige Bebauung ermöglicht. Der Tausd-r ist zweckdienlidl.

Der Austausdr setzt vorausr daß ein bereits im Eigentum des Erwerbers stehendes
Bauland durch den Tausdr seine Gestalt, das heißt seine Umgrenzung ändert und
damit eine bessere Bebauung gestattet. Hierher gehört audr die Erweiterung von
Bauland. Der Tausdr, der nur die Beschaffung von Bauland zum Ziele hat, erfüllt
niclrt den begünstigten Zwe&.. Eine Zweckdienlichkeitsbesdreinigung kann nicht
erteilt werden, wenn jemand Bauland erwirbt und als Gegenleistung ein landwirt-
schaftlidresGrundstüd< hingibt. Ein begünstigterAustausdr liegt audrdann nidrtvor,
wenn ein Bauplatz gegen einen anderen Bauplatz getauscht wird, ohne daß daneben
vorhandenes Bauland besser gestaltet wird. Mit dieser Frage müssen sidr die
Katasterämter auseinandersetzen.

Erkennt das Katasteramt den Austausdr als zwed<dienlidr an, so übersendet es die
mit Gründen versehene Zwecftdienlidrkeitsbesdteinigung dem Finanzamt. Erteilt
das Katasteramt einen ablehnenden Besdreid, so ist die ablehnende Entscheidung
dem Antragsteller unmittelbar mit Begründung und Redrtsmittelbelehrung zuzu-
stellen. Eine Abschrift ist dem Finanzamt zuzuleiten. Für die Rechtsmittelbelehrung
empfiehlt sidr nadr dem Erlaß vom. 11. Juni 1960 (Nds. BMl. S. 386), der sid-r au{
die VerwaltungsgericJrtsordnung bezieht, folgende Formulierung'

,,Gegen diesen Besdteid kann innerhalb eines Monats nadr Bekanntgabe
§Tidersprudr erhoben werden. Der §Tidersprudr ist sdrriftlidl oder zur
Niedersdrrift beim Katasteramt einzulegen. "

Für die Dauer dieses Monats verbleiben die Grunderwerbsteuerakten beim Ka-
tasteramt.

Ist die Entsdreidung, mit der die Erteilung einer Zwed<dienlidrkeitsbesdreinigtrng
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abgelehnt worden ist, unanfechtbar geworden, so ist das Finanzamt unter Rüd<gabe

der Vorgänge zu benachrichtigen.

Die Aufgabe, Zwecldienlichkeitsbesdreinigungen auszustellen, wurde den Kataster-

ämtern ii Preußen erstmalig durdr den RdErl.d.Pr.Fin.Min. vom 14. De,zember 1938

äbertragen. Vährend sidr dieser Erlaß nodr auf das Grunderwerbsteuergesetz

vom ll: März 1927 stützt, bezieht sidr der Rd.Erl. d. Nieders.Min.d.lnnern vom

30. Januar 1954 auf das Gnrnderwerbsteuergesetz vom 29. März 1940; Der Erlaß

von 1954 stellt zugleich die Zuständigkeit der Katasterämter auf Niedersadrsen ab.

Der Erlaß von 19i4 ist aufgehoben, desgleicl,en Abschnitt III des RdErl. von 1938.

Audr derErlaf von 1961 baut auf demGrunderwerbsteuergesetz von l94O auf trnd

bezieht sicl, a*^ den § 4 Abs. 1 Zilf .3 Budrstabe b. Danadr ist der'freiwillige Aus-

tausdr von Grundstüd<en zur Crenzverlegung, zttr besseren Bewirtsdtaftung von

zersplitterten oder unwirtschaftlich geformten land- oder forstwirtsclaftlidren Grund'

stüd<en oder zur besseren Gestaltung von Bauland von der Grunderwerbsteuer

Iiefreit, wenn der Austausdr von der zuständigen Behörde als zwed<dienlidr aner'

kannt wird. Die Zuständigkeit ist durdr den Erlaß von 196l in der eingangs be-

scihriebenen rü(/eise neu geregelt worden.

Zahlenmäßig nehmen heute diejenigen Tauschfälle zu, mit deren Hilfe Land für

öffentliche Zwed<e besdrafft werden soll, um den Erwerb im Vege der Enteignung

möglidrst zu vermeiden. Nadr § 4 (1) 4a GTESIG 1940 ist der Erwerb eines

Grundstüd<s zur Sdraffung und Erweiterung von öffentlidren Straßen, Plätzen,

Erholungs-, §7ald- und sonstigen Grünanlagen von der Crunderwerbsteuer befreit.

\7ird jedoch das Grundstück, das diesem begünstigten Zweck dienen soll, clurcfi

Tausch gegen ein anderes Grundstüd< erworben, so ist die Hingabe des anderen

Grundstüd<s nidrt steuerfrei. Der Erwerb dieses Crundstüd<s dient nicht dem

begünstigten Zwe&.. Da die öffentliche Hand beim Tausch zwei Rechtsgesdräfte

tätigt, wird sie zweimal zur Zahlung der Erwerbsteuer veranlagt. Das erstemal '

beim Erwerb des Ersatzlandes und zum zweitenmal bei der Abgabe des Ersatz-

grundstäckes, dessen Erwerber die Zahlung der Grunderwerbsteuer in der Regel

nicht übernimmt. Diese Doppelzahlung ließe sidr dann vermeiden, wenn das Ersatz-

land unmittelbar ohne redrtsgesdräftlidre Zwisdrensdraltung der öffentlidren Hand

vorn Ersteigentümer auf den Tauscherwerber übertragen werden könnte. Das läßt

sidr aber praktisch nid-rt durdtführen. Zweifellos weist das Grunderwerbsteuergesetz

hier im speziellen Fall des Landenverbs für öffentliche Zwecke durch Tausch eine

Lüd<e auf. Es vgbleibt, je nadr Lage des Einzelfalles, als Atrsweg der § 4 (1) 3 b für
den freiwilligen Austausdr, d. h. die Befreiung von der Grunderwerbsteuer für den

Fall der Zwecl<dienlidrkeit. Für die Beurteilung der Zwed<dienlidrkeit sind die

Tausdrfälle bei der Landbeschaffung für öffendicl're Zwed<e nidrt so einfach ge'

lagert, wie bei den sonstigen Tausdrverträgen. Zur Erleidrterung der hier anzu-

stellenden Uberlegungen sind die folgenden fünf Fälle ausgearbeitet worden, au{

die sidr die Mehrzahl der Tausdrfälle zurüd<führen läßt.

In den Beispielen ist als öffentlidre Einrid'rtung die Straßenbauverwaltung (S)

gewählt worden. (G) ist die Abkürzung für einen beliebigen Cnrndeige-ntümer

Von der neu angelegten Straße soll Siedlungsgelände zersdrnitten werden.
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Fall 1

Ttroo'e

f-FJ
lrc) i,\ _ __.1

C ist Eigentümer von a*b+c. S erwirbt
a und gibt G, der b und c behält, d als

Ersatz für a. Der Erwerb von a ist gem. s 4
() aa von vornherein steuerfrei. Der Tausch
hat zu keiner besseren Baulandgestaltung
geführt. Eine Zweckdienlidrkeit kann nicht
anerkannt werden.

S erwirbt das gesamte Grundstück a * b + q
das sich in dieser Form als Bauland schlecht
eignet, und gibt dafür d ab, das unmittelbar
an das Grundstück e des G angrenzt und
dieses erst bebautrngsfähig macht. Der
Tausch ist zwecl«dienlich.

Das Grund'stück a fallt ganz in den Bau-
körper. Der Erwerb, von a ist gem. § 4 (1) aa
steuerfrei. Die Hingabe von b ist nur dann
zwecl<dienlich, wenn b wie im Fall 2 aü

ein anderes Grundstticl« des G angr enzt und
diesem eine bessere geometrische Form
verleiht.

S erwirbt a * b, weil G mit b nidrts an-
fangen kann, und gibt dafür d als Ersatz,
das an das Restgrundstück c des G angrenzt.
\Wenn d + c für G baulidr günstiger sind als

das ursprünglidre Grundstück a * b + c,
dann ist der Tausch zweckdienlidr. Ist das
nidrt der Fall, dann kann das Finanzamt
auch ftir den Erwerb von a keine Steuer-
befreiung nadr § 4 (1) 4a gewähren, da a

nidrt als selbständiger Gegenstand aus deru
Vertrag herausgelöst werden kann, der
a + b zusammen beinhaltet.

Fall 4

Fall 2

Ttrarle

Fall 3

StraAe
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Fall 5
G ist Eigentümer von a*b+c.S erwirbt
zunächst in einem ersten Vertrag a und

gibt d ab. a ist wieder steuerfrei. Inzwischen

wird die Straße ausgebaut. G kann mit b
nichts anfangen und f ordert von S Ersatz.

In einem zweiten Vertrag erhält G das

Grundstück e für b, das im Gegensatz ztr b
bebauungsfahig ist. Dieser Tausch ist zweck-

dienlich, d" e geometrisch günstiger geformt
ist als b. Liegen also zwei getrennte Verträge
vor, so ist für den zweiten Vertrag der
Zustand nach dem Ausbau der öffentlichen
Anlagen f tir die Gegenüberstellung ma{l-

gebend. Das Ersatzgrundstück e kann also

mit b, das erst durch den Ausbau entstanden

ist, verglichen werden. Das war im Falle 4

nicht möglich.

Audr in den genannten fünf Fällen muß jeder einzelne Tausdrvertrag dahin'

gehend tiberprttft werden, ob der Austausch aus wirtsdraftstechnisdren Cründen

dem begünstigten Zwed< zu dienen objektiv geeignet ist.

Jeder einzelne Tauschvertrag ist nadr dem Crunderwerbsteuergesetz ein Redrts'

gegenstand für sidr. Mehrere Verträge des gleidren Antragstellers können für

äiJ Beurteilung der Zweckdienlidrkeit ni&t miteinander verquid<t werden.

Ein neues Urteil zum Sd-rwengelrecht

Von Oberregierungs- und -vermessungsrat Dr. O. Harms,
Präsidium des Nds. Verwaltungsbezirks Oldenburg

In der ,,Niedersädrsisd'ren Redrtspflege", Heft Nr. 3, S. 149, vom 15. Juli 1961

- herausgegeben vom Niedersädrsisdren Ministerium der Justiz - teilt Land-
gerichtsrat Dr. Pabst ein Urteil des Landgeridrts Lüneburg vom 6. April 1961

- I S 225/60 - mitr das sidr mit dem nad-rbarrechtlidren Sdrwengelredrt be-

faßtx). Zu diesem in weiten Teilen des ehemaligen Königreidrs Hannover seit

alters her bestehenden Redrt gab ORVmRat Dr. Gerardy in den ,,Nadrridrten
der Niedersädrsisdren Vermessungs- und Katasterverwaltung" vom Jvli 1957,
Heft 3, S. 105, einen Beitrag. Er erläuterte den Begriff des Sdrwengelredrts
dahin, ,,daß durdr den Abstand von 2 Fuß gleidr 60 Zentimeter, den der
Nadrbar wahren muß, für den Sdrwengel (Sielscheit) des PfluggesPanns so viel
Raum bleibt, daß der Ad<er bis auf die Grenze gepflügt werden kann".

Das Schwengelredrt gehört zum Nadrbarredrt. Dieses ist jedodr nur zum Teil
im BGB geregelt, zum Teil dem Landesredrt überlassen, audr als Gewohnheitsred'rt
in einem bestimmten Redrtsgebiet. Das Sdrwengelredrt gilt nidrt allgemein, sondern

) m.*"ttr 
"Ug"druclt 

in der Redrtspredrungsbeilage Nr. 13 zum Niedersäösisdren Ministerialblatt
Nr. 37l1!X1.
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nur insoweit, als es durdr Ortsstatut oder RezeßgeregeltistoderalsGewohnheits-
redrt besteht. Das Preuß. Cesetz über die Aufhebung privatredrtlidrer Bau-
besdrränkungen in der Provinz Hannover und in der Stadt Frankfurt a. M. vom
28. Juli 1925 gewährleistet das Fortbestehen des Sdrwengelredrts mit der Ein-
sdrränkung, daß es in Orten oder Ortsteilen mit stadtmäßiger Bebauung durdr
die Bauordnung aufgehoben werden kann.

Auf das in der Gemarkung E. seit alters her kraft Gewohnheitsredrts bestehende
und ausgeübte Sdrwengelredrt berief sich der Kläger in dem durd.r das angeführte
Urteil des Landgeridrts Lüneburg entsdriedenen Recl,tsstreit. Diesem lag folgender
Tatbestand zugrunde. Die Parteien sind Eigentümer benadrbarter Grundstüd<e.
§7ährend die Beklagten ihr früher landwirtsdraftlidr genutztes Grundstü& mit
cinem §(ohnhaus bebaut und unmittelbar an der Grenze einen Masdtendrahtzaun
crridrtet haben, wird das unmittelbar angrenzende Grundstüd< des Klägers weiter-
hin als A&er genutzt. Die Ortsbesidrtigung ergab, daß sidr beide Grundstücke
in der Feldmark befinden. Die gesd-rlossene Ortslage beginnt erst in einer Ent-
fernung von etwa 400 bis 500 m. Die einzelnen Grundstüd<e sind meist über
3000 qm groß. Audr jenseits der Straße, an der die Grundstüd<e gelegen sind,
befindet sidr freies, landwirtsdraftlich genutztes Gelände. Zwisdren den Häusern
selbst sind größere Abstände. Bei der Ortsbesidrtigung wirkte nid.rt etwa der
Ad<er des Klägers wie ein Fremdkörper in einem gesdrlossenen Baugebiet, sondern
die einzelnen Häuser muteten in der freien Land,sdraft eher fremdartig an.

Auf Grund dieses Tatbestandes kam das Landgeridrt zu der Entsd'reidung, daß
der Ansicht des Amtsgerichts und der Beklagten nidrt gefolg werden kann. Es
tnftt zwar zu, daß das Grundstüd< der Beklagten in einem zum Baugebiet er-
klärten Gelände liegt, aber es kommt nicht auf die redrtlidre Zulässigkeit einer
Debauung, sondern auf .die tatsädrlidre Nutzung an. Grundsätzlid-r kann ein
Sdrwengelredrt seiner Natur und seiner Zweckbestimmung nadr nur für Grund-
stiid<e in der freien Ortslage (Feldmark) gelten. Es ist also für Crundstti&e
innerhalb der Dorfrnark nidrt anzuwenden. Da selbst nadr erfolgter Baufreigabe
eines Celändes Jahre vergehen können, bis die Bebauung selbst durdrgeführt
rvird, kann das Sdrwengelredrt bis dahin weiter ausgeübt werden.

Bemerkenswert war in dem Red'rtsstreit die Behauptung der Beklagten, daß der
Kläger auf einer Ausübung seines Redrts nur aus dem Grund besteht, um den
Beklagten Sdraden zuzufügen (§ 226 BGB). Nadr Ansidrt des Geridrts berufen
sidr die Beklagten zu Unredrt auf Schikane. §7enn es aud-r dem Kläger möglidr
sein mag, mit besonderen umständlid'ren Vorridrtungen oder mit Spezialmasdrinen
oder durd, Handarbeit den Acker bis an die Grenze heran bearbeiten zu lasseu,
so braudrt er sich dodr auf eine soldre unwirtsdlaftlidre Behelfsmöglidrkeit nidrt
verweisen zu lassen. Er nruß vielmehr in die Lage versetzt werden, den Ad<er
in vollem Umfange auf die in der Landwirtsdraft allgemein üblidre rVeise un-
gehindert nutzen zu können. Das Urteil bring ferner zum Ausdrud<, daß es nid'rt
von aussdrlaggebender Bedeutung ist, wenn der Sdraden nidrt allzu groß ist,
den der Kläger alljährlidr dadurdr edeidet, daß er wegen des auf dem Grund-
stüd< der Beklagten nahe der Grenze stehenden Zaunes den Ad<er nidtt bis an
die Grenze heran bestellen und bearbeiten kann.

Für eine weitere Information über die einsdrlägige Redrtspredrung sei nadr der
eingangs erwähnten Quelle nodl auf folgende Urteile hingewiesen. Das Urteit

88



des Landgerichts Osnabrück vom 17. März 1953 - 5 S 404152 - abgedruckt

in ,,Rechider Landwirtschaft", 1953, S. 336 - entsdlied in einem ähnlich ge-

lagerten Fall, daß sid-r das in einem Rezeß festgelegte Einfriedigungs- bzw.

Sdrwengelrecht nidrt auf die bei der Festlegung des Rezesses vorhandenen

Grenzen beschränke. Bei dem Sdtwengelredrt handele es sidr nidrt nur um rein
privatrec}tlidre Servituten sondern um eine Regelung, die aucJr im allgemeinen
interesse getroffen worden sei. Außerdem komme es darauf an, ob die Crund-
stüd<e der Parteien noch als zur Feldmark gehOrig anzusehen seien.

Eine andere Ansidrt über die Beendigung des Schwengelredtts kommt in dem

Urteil des Landgeridrts Hanau vom 6. November 1956 - 2 S 62156 (,.Redrt der

Landwirtsdraft",1957, S. 39) zum Ausdruck. Danadr bewirkt bereits die Um-
wandlung der Zweckbestirnmung eines Grundstüdcs auf Grund sins5 - öffendidr-
redrtlichen - Ortsstatuts durch Einbeziehung des Grundstü&s in den Bebauungs-

plan der Gemeinde und Erklärung zum Baugebiet den Verlust der Eigensdraft
des Grundstüd<s, ein Grundstück der Feldmark zu sein. Damit endet audr die

- öffentlidr-redrtliche - Eigentumsbeschränkung der Pflidrt zur Duldung der

Ausübung des Sdrwengelrechts durch die Nachbarn. Dieser Ansicht folgte das

Landgericlt Lüneburg in seinem Urteil vom 6. April 1961 nicht. Erst wenn durdr
die Bebauung im Rahmen eines Ortsstatuts und eines Bebauungsplans das Grund-
stück als zur Dorfmark gehörig anzusehen ist, entfällt die VerpflicJrtung zur
Beachtung des Schwengelrechts.

Oberregierungs- und -vermessungsrat a. D. Prof. Dr. Otto Kerl t
Am 7. Februar 1962, drei Monate vor seinem 80. Geburtstag, verstarb unerwartet
in Hannover Oberregierungs- und -vermessungsrat a. D. Dr. Otto Kerl, seit

15. Juni 1939 Honorarprofessor der Teclnischen Hochschule Hannover.

Damit ist ein Mann von uns gegangen, der die Hauptvennessungsabteilung VII in Han-
nover in derZeitderVerreidrlidrungdesDeutsdrenVermessungswesens unterPfitzer
aufgebaut und diese Einridrtung als Grundlage des Niedersädrsisdren Landes-
vermessungsamts über den zweiten §fleltkrieg hinübergerettet hat und dem ferner
der Aufbau der Abteilung V - Vermessungswesen - im Oberprüfungsamt für
die höheren technischen Verwaltungsbeamten in der Hauptsadre zu verdanken ist.
Kerl wurde am 7. Mai 1882 in Hildesheim als Sohn eines Mittelsdrulrektors
geboren. Dort begann auch seine geodätische Laufbahn. Nach dem Studium an
der Landwirtsclaftlichen Hodrschule in Berlin trat er 1903 in die Preußisdre
Katasterverwaltung ein. Nach einer zweijährigen Tätigkeit als wissensdraftlidrer
Assistent am Geodätischen Institut der Berliner Landwirtsdraftlidren Hodrsdrule
erwarb er am 15. Juni 1907 die \ü/ürde eines Doktor phil. an der Friedridr-
\{/ilhelm-Universität Berlin. - Die Mathematisdr-Naturwissensdraftlidre Fakultät
der Humboldt-Universität in Berlin beglückwünschte Kerl im Jahre 1957 zu
seinem goldenen Doktorjubiläun(ZN,1957,Heft 5, S. 198).

I(erl wurde dann an versdriedenen Stellen der Preußischen Katasterverwaltung
eingesetzt und leitete u. a. von 1912 bis 1928 das KatasteramtHerne.
Am ersten §Teltkrieg nahm Ked als Reserve-Offizier teil.
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Von 1932 an war er im
Preußischen Finanzmini-
steriunr und in der Preu-
ßischen Bau- und Finanz-
direktion in Berlin tätig
und mit der Bearbeitung
geodätisch -wi ssenschaftli -

cher Probleme beauftragt.
Die Vermessungsanwei-
sung XI vom 1 1. März
1932 für die Umformung
geographi sdr er, sphäroidi -
scher und konformer Ko-
ordinaten ist sein \üüerk.

Professor Kerl hat ferner
im Beirat für das Deutsche
Vermessungswesen mitge-
arbeitet und ist später
[-eiter des Arbeitskreises I
- Geodätische Arbeiten
des Forschungsbeirats für
Vermessungstechnik und
Kartographie bis zum
Kriegsende gewesen.

Seine Verdienste um das
Deutsche Vermessungs-
wesen sind in der ZfV.
1952, Heft 5, S. 157, und
in den AVN 1952, Nr. 5,

S. 120, zu seinern 70. Geburtstag und in diesen ,,Nachriöten" im Jahre 1953, Nr. 3,

Seite I 31, bei seinem Aussdreiden aus dem Oberprüfungsamt gewürdigt worden.
Nach dem Tode seiner Lebensgefährtin zog sidr Prof. Kerl immer mehr von seinen
Benrfskollegen zurück, war aber nodr, oft auf Spaziergängen anzutreffen. Leider
war er nidrt dazu zu bewegen, seinen reidren Erinnerungssctratz an die bedeu-
tendsten Ereignisse seines Berufslebens und an Männer'wie Helmert, Suckow
u. a. .niederzulegen.

Im November 1961 erlitt Professor Kerl einen Unfall, der ihn an das Krankenbett
fesselte; dod'r war er sdron wieder auf dem §7ege der Besserung und sah zu-
versidrtlich seiner völligen Genesung entgegen. Eine Lungenembolie setzte seinem
mit Erfolgen gesegneten Leben und seinem überaus regen Ceiste ein Ende. Uber
vierzig Veröffentlid'rungen legen Zeugnis von dem Wirken Professor Kerls ab.

Dr. Gronwald
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Prüfungsaufgaben

aus der Fadrprüfung für den mittleren vermessungstechnisdren Verwaltungsdienst

Fadrridrtung,,Vermessungs- und Katasterverwaltung"

Prüfungsfadr,,Liegensdtaftskataster"

I.

Aufsabe, Für die ümgemeindung und Umgemarkung der in der anliegenden 
-Ent-----o---' 

rdi.id"ni bänannten fi'adren sinddie Verän?erungsnadrweise äufzustellen,
die Kataiterbüdrer fortzuführen und die Absdrlußarbeiten auszuführen.

Fehlende Angaben sind beliebig zu wählen.

Die Flurkarten zeigen folgende Darstellung:

Audorf : Benkel :

Anlage: Entsdreidung des
2 Bestandsblätter

Regierungspräsidenten vom 15. 2, 196l

2 Blatt Eigentümerverzeichnis
2 Blatt Flurbudr

Hilfsmittel: keine, außer folgenden Vordrud<en: Bestandsblatt, Namenskartei, Ver'
änderungsnadtwäs, tlbersidrt über die Veränderungsnadr-weise und ver'
änderten" Flurstüd<ä, Zusammenstellung der verändärten Bestandsblätter,
Zusammenstellung der Zu- und Abgänge, Absdrlußliste

Lösungsfrist: 3 Stunden

Entscheidung
über die Änderung der Grenze zwisdr:i*:ädGr"-"inden Audorf rmd Benkel,

Auf Grund des § 18, Abs.3 der Nds. Gemeindeordnung vom 4.März 1955 inVerbindung mit
dem Besdrluß des Nds. Landesministeriums vom 24. Mai l95i (Nds. MBl. S. 3!)6) wird
hiermit entsdrieden:
Mit §Tirkung vom l.April 1961 werden im Landkreis Altstadt umgegliedert:
a) aus der Gemeinde Audorf in die Gemeinde Benkel

Gemarkung Audorf, Flur 3, das unbewohnte Flurstüd< 21612h Größe von 212 qm,

b) aus der Gemeinde Benkel in die Gemeinde Audorf
Gemarkung Benkel, FIur 1, das unbewohnte Flurstü& 4412 in Größe von 89 qm.

) 
nicht abgedrud(t
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Mit dent Tage der Umgliederung tritt in den betroffenen Gebietsteilen das neue Orts-
red.rt in Kraft und das bisherige Ortsreöt außer Kraft,

Stade, den t5. Februar 1961
Der Regierungspräsident

gez. Untersürift
Die vorstehendeEntsdreidung ist im Regierungs-Amtblatt Nr.2l196lveröfrentlidrt worden.

II.

Sadrverhalt: Bei der Teilung der Flurstüdce 79und,80 ist die Grenze gegen den Graben
nadr dem §/assergesetz neu aufgemessen worden. Gegenäas Flurstüd< 7
der Gemeinde Apel wurde_ ein Aüfnahmefehler festgeste;llt. Die Umgemein-
dung des Flurstüd<es 7, Flur 3 von Apel nach BenAa ist eingeleitö-t. Das
Flurstüd< soll audr in die Karten von Benda übernommen *erden. Alle
nördlidr der .Straße, Flurstüd« 78, liegenden Grundstüd<e werden von
Flur 2 nadr Flur I von Benda umgeflurt.

Aufgabe: Die von der Teilungsvermessung betrollenen Flurstüd<e sind zri numerieren.
Die Veränderungsnadrweise sind aufzustellen, audr für die Umgemeindung.
In der Annahme_, daß sowohl die neuen Eigentümer bereits im Grundbudr
eingetragen sind und entspredrende Veränäerungslisten vorliesen als audr
die-Umgemeindung bereits reötskräftig geword-en ist, sind d"ie Kataster-
bücher fortzuführen.
Die beigefttgten zwei Veränderungslisten sind ebenfalls ins Kataster zu
übernehmen (hier nidrt abgedrud<t).
Fehlende Angaben können beliebig gewählt werden.

Hilfsmittel: keine, außer den im Anlagenverzeiönis aufgeführten Formblättern
Lösungsfrist: 4 Stunden

Skiz ze
Gemeinde 6 Ape(

Flur 3

von Apel

$

Flur I

nach Benda

/0

78 Lil0

Erwerber:

Kau(,

lngenleur

G

Lö 96/100

700 qm

-rr'ch, 
I lloffmann, \
| 6 Max,

1 Kaufmann

80

620 qm

E
Hf

92

Gemelnde Benda Flur 2



Anlagenverzeidrnis: (Anlagen hier nidrt abgedrud<t)

2 Blatt Eigentümerverzeidrnis
2 Blatt Flurbudr
8 Vordrudre Bestandsblatt
8 Vordrudre Namenskartei
2 Vordrud<e Zusammenstellung der veränderten Bestandsblätter
2 Vordrud<e Zusammenstellung der Zu' und Abgänge
5 Vordrud<e Veränderungsnadrweis
2 Veränderungslisten

Prüfungsfadr,Vermessungs- und Kartentedrnik"

Sadtverhalt: Der Landwirt §Tilhelm Sdrwiebet hat beim Katasteramt,eine- Teilungs-
vermessung beantragt. _ 

Zur besseren_ Nutzung des Grundstüd<s soll die
Grenze zwfsdien deä Flursttidcen und 31 und 32 so geändert werden, wie

"i 
in der Skizze angegeben ist, Außerdem.soll nadr d1m Flädtenaustausclr

ein Bauplatz von 500 qm abgetrennt werden.

Skizze

51
FI
0,/,

88t4

pß

32
B
.D
{"
rD

6t§
(,D

I
I

-.- I__4_
<\. \-

-§
§

I
I
I
I
I AF; \'lD

iop
I

I

It-
I

I

I

I

I

I

I

I

I

3ooqm 
i
I

300 qm

2314

42
FI

0,3

fflt=---- { z'--.*
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Aufgabe: Die erforderlidren häuslidren Beredrnungen sind durdrzuführen.
Die Flädre des Reststü&es von Flurstüd< 32 ist aus Feldmaßen zu be-
redrnen, da der Eigentümer beabsichtigt, das Flurstüd< evtl. zu verkaufen.

Hilfsmittel: Wahlweise (Logarithmen, Quadrattafel, Redrenmasdrine)
Verm.-Vordrudc l5 und 22

Lösungsfrist: 23/rStunden, abzunehmen nadr 3 Stunden
Koordinaten,

Klpkt. 34 3534 666,89 5558 699,93
Klpkt. 54 3534 599,45 i5r8 779,30

Klpkt. 42 3534 588,78 5558 644,88

Prüfungsfadr,,Verwaltungs- und Gesdräftskunde"
Aufsatz : Zwed< und Einridrtung eines Archivs bei den Katasterämtern
Hilfsnrittel: keine

Lösungsfrist: 2 Stunden

Mitteilungen

Der X. Internationale Geometer-Kongreß der F6d6ration Internationale des
Gdomötres (FIG) findet in der zeit vom 24. August bis l. september 1962 in
§fien statt. Das ,,vorläufige Programm" ist (in einer entspredrenden Anzahl
von Exemplaren) an die der FIG angesdrlossenen nationalen verbände abgesandt
worden. Alle Interessenten für die Teilnahme am Kongreß werden gäb.ten,
sidr an ihren nationalen Fachverband zu wenden, um das vorläufige Programm
von dorther zu beziehen.

Herrn Ministerialrat a. D. Dr.-lng. Gro n wal d
ist für seine Tätigkeit als Pnifer und Leiter der Abteilung Vermessung
im Oberprüfungsamr für die höheren tedrnisdren Verwaltungsbeamten
und für seine wissensdraftlidren Untersuöungen über die Nordsee-
küstensenkung das

V e r d i e n s t k r e u z I . K I a s s e des V erdien stordeas dr Bundesrepublik Dwtsdtland

verliehen worden.

Das Trefien dr Niedersä&sisdtm Vermessungs- und Katastmterwaltung,

das nadr der bisherigen Ubung im Herbst dieses Jahres fällig wäre,
muß aus organisatorisd'ren Gründen auf das Früh jahr 196 3 verleg
werden.
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Person alnachrichten
(auch zur Laufendhaltung der Dienstaltersliste

Beamte des hoheren Dienstes

RVmR. Kampferbed<, LVwA - [.Vm -

Beamte des gehobenen Dienstes
I. Ernannt:
a) zum Amtsrat:
RVmA.Freise,Mdl .. ....
b) zu RVmA.:
RVmOI. l,Jüagner, Rudolf, Reg. Osnabrüd<

t, Pflanz, KatA.Gtittingen . . . . . . '

,t Mohnre,KatA.Lingen ... . ..
,, Hecht, KatA. Bersenbrüd< . . . .

bestirnmt)

I. In eine Planstelle der Bes. Gr. A 13a eingewiesen:
RVmR. Dipl.-lng. Ad«ermann, KatA. Gifhorn . . 1. 8. 61

II. In den Ruhes'tand versetzt:
ORVmR. Howe, KatA. Bremervörde . . . . 1. 12.61

III. §Teitere Nachrichten:
Promoviert zum Dr.-lng.:

t9. 5.6t

1. l. 62

l. 9.61
1. 10.61
t. t. 62
1. t. 62

8. 61

9.6
9.6
9.6
9.6

10. 6
r0.6
10. 6
10. 6
10. 6
10.61
10. 61

hausen - Außerrstelle Delmenhorst - l.ll.6l
RVmA. Vagnef, v.d. Reg. Osnabrüd< z. Präs. Braunsdrw. 24. ll.6l
RVml. z. A. B'ornhorn, v. d. Reg. Hannover z.KatA. Neustadt l. 12. 61

,, Ewert, v. KatA. Osterholz-Sdr . z. KatA. §7eser-
münde (1. 9.61) und z. KatA. Cuxhaven 16. 12.61

RVml. Mehlhase, v. KatA. Salzgitter z. KatA. Celle . l. 1.62

c) RVmOI.:
RVml. Neuse, KatA. Hildesheim . . . . . 1' 1l' 61

d) zu RVml.:
RVml. z. A. Blume, KatA. tVildeshausen . . . 21. 9.61

, Bartel,KatA.Stade . . .. . . . . o . 4. ll.6l
e) zu RVml. z. A.:
RVml.-Anw. Kirchhoff, KatA. Northeim 1. 9'61

,, Kowalsky, Präs. Oldenburg . . . . 6. 9.61

, Behnke, R.g. Osnabrück . . 7. 9- 61

':, triliff',[,'ff;-'öä:;1ä:f voir,u.,,j :13: 'rli
'Wessel,KatA.Syke . . . . .14.9.61

II. Versetzt:
RVmL - An w 

§ä*iif'üi*Iffi .?Jf;:i 1§jt-LT:xä 
m 30

z. KatA. Volfsburg . l.

Rv",fi z A'ä;:::f,:;10[::d;ll3]ilf;ffH'.?ä]:'. i
,t Behnke, v. d.Reg.Osnabrüd< z. KatA. Neuenhaus 1 1 .

RVrni. Sdrtitirink, v. KatA. Leer z. KatA. Osnabrüc]< . l.
RVrnl. z. A. Sdrmidt, Kl.-D., v. KatA.§Tolfsburgz. KatA. Syke 1.

tt lVessel, v. KatA Syke z.KatA. Osterholz-Sch. l.
RVml. Haupt, v. KatA. Auridr z.KatA. Leer 9.
RVml. z. A.- Janßen, v. KatA. Norden z. Reg.Auridr . . 9.
RVml. Gründel, v. d. Reg. Aurich z.KatA. Norden . 16.
RVmOI. Drees, v. KatA.Norden z. KatA. Auridr . 23.
RVml z. A. Sander, v. KatA. Oldenburg z. KatA. §Tildes-

D38

829

D76

IV6

32
2
t5
T7

K 127

L3
L7

Mt6
Mr4
M18
M15
Mt7
M19

M16

Mt7
M19
L38
L39
K 123
L4t
L42

K l62a
L 18
K 106
178

L30
H34
L26

L23
K 163

Nr. der
Dienstaltersliste

alt I neu

c14

IV 4a

H34
H35
H36
H?7

| 123

K l72a
K 149a

L37
L38
L39
L40
L4t
L42

-

=

_
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III. Abordnung aufgehoben:
z. LVrrrA. Schlesw.-H. : RKartl.z. A. Oberstedt, LVwA - LVm - 1.1.62
z. LVwA - LVm - : a. p. Karrl. Loffelbein, LVmÄ. Schleswig-H. L 1.62
IV. Beauftragt:
RVmA. §7agner, Rudolf, Präs. Braunschweig,

als büroleitender Beamter . . . l. g. 6l
RVmOI. Drees-, mit der Geschäftsleitung des KatA. Auridr l.ll.6l

,, Kobelt, il , ,, Alfeld l.ll.6l
V. In den Ruhestand getreten:
RVml. Skoppek, KatA. Bad Gandersheim . . . . . l. 2. 62
VI. Ausgeschieden auf Antrag:
RVmAssist. z. A. Glotz, KatA. Lüchow . . 31. 12.61
VII. E.gänzung und Berichtigung:
RVmOI. Sc}ulze, KatA. §Tilhehnshaven (Neufestsetzung des ADA)
VIll. \Veitere Nachrichtent
RVml. Stahl, KatA. Celle,

i. d. Beamtenverhältnis auf Lebenszeit berufen 31. 1.62
IX. Zum Vorbereitungsdienst einberuf en:

Name geb. am Berufsbezeichn. Einber. am

Wahl, Siegfried I B.u,rnschwg. | ,u.3.39 
I

IngfVrnT. | ,. ,0. 6t

Beamte des mittleren Dienstes
I. Ernannt:
a) zu RVmAssist.:
RVmAssist. z. A. Bottcher, KatA. Cloppenburg . . . . . 6. 9.6l

t, Rothe, R.g. Hannover . o 30. g. 6l
, ryöhler, Wolfgang, KatA Northeim l. ll.6l':, FI,'I;I'AI*T"Jüff'1 :: :: :'3: i?Zi

b) zu RVmAssist. z. A.:
RVmAssist.-Anw. Müter, KatA. Lingen . . . . t t. g. 6l

, Schepker, KatA. Norden . 14. 9.6l
, Treppenhauer, KatA. Norden . . 16. 9.61':, 3xä?,[::tSlß::[:x]lii, o.r]n - l:13: 3l
,, Dettmann, KatA. Rotenburg . . . 12.10.61

II. Versetzt:
RVmAssist. Bottcherr-v. KatA. Clop_penb g.z.KatA. Oldenbg. l. ll. 6l
RVmAssist. z. A. Schilling, v. KatA. Papenb urg z.KatA. Sögäl l. l. 62

III. In den Ruhestand versetzt:
auf Antrag RVmOS. Krieger, Otto, KatA. Osnabrücl< 16. g. 6l
IV. Ausgeschieden:
auf Antrag RVmAssist. z. A. Schulpig, KatA. Peine l. ll.6l
V. Ergänzungen und Berichtigungen:

, Brauer, KatA.Nienburg . . . . . . . o . .
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L35

H34
178
I 105

K 116

R 13

I 94a

K 23a

R14
R19
R23
R20
R25

s22
s25
s26
s27
s28
s24

o19

R32

Q16
R 15

Q16
Q13

Nr. der
Dienstaltersliste
_qlt _l__ ngg

I 5a

M53

Q16
Q l8
Q20
Q22
Q28

R 51
R52
R53
R54
R55
R56

-

Q13
Q14



VI. ZumVorbereitungsdienst einberufen: Nr. der
Dienstaltersliste

geb. am

Bohn, Horst-Dieter Hildesheim I ,r. ll. 4l I
1. 1.62

Angestellte der Vergütungsgruppe III BAT
I. Eingestellt:

II. HOhergruppiert von Vergütungsgruppe IVa BAT:

AssVmD. Grenda, KatA. Leer, (§TasserwirtschaftVw.) . . . .

III. Versetzt:
AssVmD. Harten, v. KatA. Leer z. KatA. Norden

t.8. 32 I Proo x l.lr4 lt a.s.ot
Fritz 

lDiFt-Es. I I I GStPr. 11.8.61 
I

Einberufen
am

s33

T25

T27

g. 10. 61

u4

T24

§Teitere Nachrichten

(Abschnitt V der Dienstaltersliste)

Reg. Präs. Aurich, Telefon-Nr. ietzL 416l und 4l7l

KatA. Bentheim und §Tildeshausen (Außenstelle Delmenhorst) ietzt Ortsklasse A

KatA. Varel: in Spalte ,,sonstige Behörden us\ry." F streidren

KatA. Melle i rt ,t F streidren

KatA. Neustadt: Telefon-Nr. ietzt 22A9

KatA. Soltau: Telefon'Nr. ietzt 2696

(Absc}nitt VI der Dienstaltersliste)

I. Anderung des Niederlassungsortes:

Aufsi&tsbehörde
Niederlassungsort

Nr. der
Liste

Hoffmann Nienburg / \Weser

II. In der Liste der UbVermlng. gelösdrt:
Nr.4 Zid<erow, Bemerode/Hann., Lösdrung am 18. 10. 1961 infolge verziöterklärung

Amtsrat Eckenberg, (Nds. FinMin.; bis 8. 5, 1945 Vermessungsinspektor in der

ehemal. Preuß. Katasterverwaltung) ist am 1. Februar l!)62

Kurdirektor des Staatsbades Bad Nenndorf geworden.
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